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Bie rechtliche Stellung der Nationalitäten in Beſterreich. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


III. 
(Schluß.) 

Mit der Darſtellung der Geſchäftsordnungen der Landtage iſt das 
Thema der ſprachlichen Färbung der autonomen Landesverwaltung natür- 
lich nicht erſchöpft, hieher würde vielmehr noch die Nachweiſung gehören, 
wie die Landesausſchüſſe und die denſelben untergeordneten Landesämter 
den nationalen Anſprüchen in ihrer Amtirung gerecht werden. Allein 
wir glauben mit dem Schluſſe nicht zu irren, daß die autonome Landes- 
verwaltung im engeren Sinne nach Analogie jener Normen geleitet ſei, 
welche den nationalen Charakter der Landtagsverhandlungen beftimmen, 
und haben daher darauf verzichtet, dieſes weit entlegene Material zu 
ſammeln. 

Desgleichen fehlen uns die Materialien für das vielgliederige 
Gebiet der kommunalen Verwaltung. Wir begnügen uns daher, das Prin⸗ 
cip feſtzuſtellen, daß der Imperativ des Staatsgrundgeſetzes auch auf 
dieſem Gebiete volle Anwendung zu finden hat, obwohl er gerade hier 
nur zu häufig verläugnet wird. Der Begriff des Amtes greift unzweifel⸗ 
haft durch in allen Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes, 
und wenn er für die Agenden der ſelbſtändigen Gemeindecompetenz 
beſtritten werden ſollte, ſo nützt dies ſür die Frage nichts, da das 
Communalleben doch immer ein Zweig des öffentlichen Lebens bleibt. 

Hiermit ſind wir bei dem dritten Punkte unſerer Unterſuchung 
angelangt, bei der Frage nämlich, wie weit die nationale Gleichberechti⸗ 
gung im öffentlichen Leben anerkannt iſt. 

Es iſt natürlich nicht möglich, alle Seiten des öffentlichen Lebens 
zu überblicken, denn dieſes iſt ſo unerſchöpflich, ja unerſchöpflicher noch 
als das private Leben des Individuums ſelbſt. Wo die Bethätigung 
der Sprache über den Kreis des individuellen Verkehrs oder der Familie 
hinausgreift, iſt ſie ein Factor des öffentlichen Lebens geworden, in allen 


g. G. O. Ein Uebereinkommen, wonach durch beiderſeitige Leiſtun⸗ 


dieſen Beziehungen ſollen wir daher feſtſtellen, ob Geſetzgebung oder 
Verwaltung der freien Entwicklung einer oder der anderen Nationalität 
Hinderniſſe in den Weg legen. 

Von vorneherein iſt Letzteres nicht zu erwarten. Die Sprache einer 
Nationalität kann ja in den Functionen des Staates völlig unterdrückt 


ſein und doch im Geſellſchaftsleben eine freiere Stellung behaupten 


(3. B. die polniſche Sprache in Preußen), um ſo mehr iſt daher die freie 
Entwicklung der Nationalitäten im öffentlichen Leben Oeſterreichs zu 
erwarten, wo ſelbſt der ſtaatliche Organismus den polyglotten Charakter des 
Gemeinweſens zu verläugnen nicht vermag. 

Als die wichtigſten Förderungsmittel der Nationalität galten von 
jeher bei jeder nationalen Bewegung das geſprochene und geſchriebene 
Wort; das Vereinsleben, das Theater, die Literatur (insbeſondere die 
periodiſche Preſſe) kommen hier vor Allem in Betracht, um von dem 
kirchlichen Leben gar nicht zu ſprechen. 

In einer Reihe von dieſen Beziehungen hat die Geſetzgebung 


ſchon läugſt die Möglichkeit eines nationalen Druckes, wenn nicht aus⸗ 


geſchloſſen, ſo doch ſehr verringert. Auf dem Gebiete des Vereinslebens 
und auf jenem der Preſſe iſt das Conceſſionsſyſtem beſeitigt oder in 
enge Grenzen gebannt, hier iſt daher eine nationale Zurückſetzung von 
vorneherein nur in ſehr beſchränktem Maße denkbar. 

Anders ſteht es allerdings auf dem Gebiete des Theaters. Die 
Theaterordnung von 1850 hat das Conceſſionsſyſtem in vollem Umfange 
aufrechterhalten. Allein ſo wie eine principielle Schranke für Unter⸗ 
nehmungen in irgend welcher Sprache damit nicht gegeben iſt, ebenſo 
müßte eine vollkommen parteiiſche Handhabung der Conceſſionsgewalt 
vorausgeſetzt werden, wenn man an die ſyſtematiſche Unterdrückung der 
Theaterunternehmungen eines beſtimmten Stammes denken wollte. Hie⸗ 
gegen ſchützt vielleicht ſchon der Umſtand, daß die oberſten Regierungs⸗ 
behörden zur Extheilung der Conceſſionen in Theaterſachen berufen find. 

Für die kleinen Volksſtämme, welche ſich noch nicht im Beſitze 
einer nationalen Bühne befinden, liegt eine Erſchwerung, zu einer ſolchen 
zu gelangen, vielleicht darin, daß die Conceſſionen neuer Unternehmungen 
mit Rückſicht auf den Localbedarf, mit ſchonender Rückſicht auf ſchon beſte⸗ 
hende, ältere Kunſtinſtitute (alſo vielleicht anderer Sprachen) zu erfolgen hat. 
Dieſer berechtigte Conſervativismus kann die Entwicklung einer nationalen 
Bühne aber für die Dauer nicht verhindern, er kann dieſelbe nur 
hemmen und oft wird er, indem er ſie in der Bahn allmäligen Fort⸗ 
ſchreitens erhält, indirect den nationalen Intereſſen ſelbſt förderlich ſein. 

Daß die gleichen Geſichtspunkte bei allen Kategorien öffentlicher 
Productionen bis zu dem Volksſänger⸗ und Wander⸗Muſikantenthum 
herab gelten, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Die Sprachenfrage ſpielt endlich auch eine Rolle in den nüchter⸗ 
nen Kreiſen des geſchäftlichen Verkehrs. Ueberall, wo das Geſetz zu einer 
Kundgebung oder Erklärung zwingt, wir erinnern an die öffentlichen 
Bezeichnungen von Ortſchaſten und Straßen, an die Handelsfirmen und 
Handelsbücher, an die Gaſthaustarife u. dgl., kann ein nationaler Druck 
geübt werden, wenn die Behörde zum Gebrauche einer beſtimmten Sprache 


nöthigt. Aber ebenſo gewiß iſt es, daß nach dem Stande der öſterreichi⸗ 
ſchen Geſetzgebung in allen dieſen Beziehungen ebenſo wenig ein Zwang 
geübt wird, als bei den willkurlichen Aeußerungen im Geſchäfts leben, 
z. B. bei Affichen. 

Zum Schluſſe werfen wir noch einen Blick auf das große Gebiet 
des kirchlichen Lebens. 

Die Kirche iſt von jeher durch ihr inneres Weſen dazu getrieben 
worden, ſich mit dem Volke in unmittelbaren Verkehr zu fetzen, es iſt 
daher der Fall viel leiehter denkbar, daß die Kirche der Anwalt natio⸗ 
naler Intereſſen dem Staate gegenüber ſei, als umgekehrt. Wir haben 
indeß hier gerade den letzteren, wenn auch unwahrſcheinlichen, ſo doch 
möglichen Fall in's Auge zu faſſen und müſſen daher fragen, ob auf 
Grund der Staatsgrundgeſetze ein Mittel der Abhilfe exiſtirt, wenn die 
Befriedigung der religiöſen Iutereſſen innerhalb einer Kirchengemein⸗ 
ſchaft zur Verläugnung der nationalen Eigenart führt. 

In dieſer Hinſicht kommt nun zunächſt in Betracht, daß jene 
Fälle, in welchen die Verletzung der nationalen Intereſſen aus dem 
Gebrauche einer nicht lebenden Sprache als Kirchenſprache gefolgert 
würde, z. B. aus dem Gebrauch des lateiniſchen oder hebräiſchen Idioms, 
von vorneherein ausgeſchieden werden müßten. Dem Staatsgrundgeſetze 
kommt es darauf an, die Gleichberechtigung der öſterreichiſchen Sprachen 
zu wahren, gegen die Einführung einer alten Sprache hätte es daher 
ebenſo wenig anzukämpfen als gegen jene eines lebenden, nicht öſter— 
reichiſchen Idioms. Aber auch in den Fällen, in welchen die 1 
gegen die Kirchengewalt wegen der geduldeten oder gar geförderten 
Ueberwucherung einer Nationalität über die andere erhoben werden, 
müſſen wir die Anwendbarkeit des Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes 
über d. a. R. d. St. beſtreiten. Denn in demſelben St. Gr. G. iſt 
in Art. 15 den Religionsgeſellſchaften die Selbſtändigkeit in der Ver⸗ 
waltung ihrer inneren Angelegenheiten verbürgt, ſie find den Staats⸗ 
geſetzen hierin nur wie jede andere Geſellſchaft unterworfen, es kann 
daher dem ganzen Princip zufolge wie nach der aufgeſtellten, ſchlagenden 
Analogie unſeres Erachtens gar kein Zweifel über die Frage ſein 20). 

Wir hätten hiemit den Rundgang in den verſchiedenen Gebieten 
des öffentlichen Lebens beendigt. Nur einer Seite der Frage wäre noch 
zu gedenken, welche vielleicht noch mit mehr Recht an die Spitze der 
Unterſuchung hätte treten ſollen, es iſt dies die Wahl der Sprache bei 
der Kundmachung der Geſetze. Ueber dieſen Punkt wollen wir noch 
ſprechen. 

Eine Maßregel in dieſer Richtung lag nach dem Jahre 1867 
um ſo näher, als das Reichsgeſetzblatt ſeit dem Jahre 1853 nur 
in deutſcher Sprache erſchien und Abdrücke in den Landesſprachen nur 
von Fall zu Fall ausgegeben wurden. Das Geſetz vom 10. Juni 1869, 
R. G. Bl. Nr. 113, rief den Polyglottismus des Reichsgeſetzblattes 
wieder in's Leben, indem es verfügte (§ 2), daß letzteres künftighin in 
allen landesüblichen Sprachen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder herausgegeben werden ſolle 2). Allein ſo weit wie bei der 
Schöpfung des Reichsgeſetzblattes ging man doch nicht mehr, die Authen⸗ 


20) Das Geſetz zur Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe 
der katholiſchen Kirche vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, könnte 
unſeres Erachtens höchſtens dann eine Handhabe zum Einſchreiten der welt⸗ 
lichen Behörde gewähren, wenn Neuerungen der Kirchengewalt die nationale 
Gleichberechtigung in Frage ſtellen würden. Nach § 16 des genannten Geſetzes 
ſind die Biſchöfe verpflichtet, ihre Erläſſe (Verordnungen, Inſtructionen, Hirten⸗ 
briefe u. ſ. w.) zugleich mit deren Publication der politiſchen Landesbehörde 
zur Kenntnißnahme mitzutheilen, und nach $ 17 hat die Regierung, wenn fie 
findet, daß einer den öffentlichen Gottesdienſt betreffenden kirchlichen Anordnung 
öffentliche Rückſichten entgegenſtehen, dieſelbe zu unterſagen, es könnte ſomit 
gegen eine den nationalen Frieden bedrohende neue Anordnung der kirchlichen 
Organe nur zu Gunſten des status quo vorgegangen werden. 

Noch beſtimmter iſt die Selbſtändigkeit kirchlichen Lebens in dieſer 
Hinſicht durch die evangeliſche Kirchenverfaſſung vom 23. Jänner 1866, 
R. G. Bl. Nr. 15, gewahrt. Nach $ 117, 2, derſelben gehört die „Entſcheidung 
über Fragen der Kirchenlehre (als Zulaſſung von Geſangbüchern, Katechismen, 
Confirmandenbüchern) und des Ritus, der Liturgie und die Beſtimmung der 
Feſttage“ zum Wirkungskreiſe der Generalſynode und zwar in der Weiſe, daß 
ſie als Entſcheidung über „rein kirchliche Fragen“ wohl bis zu einem gewiſſen 
Grade an die Zuſtimmung des Oberkirchenrathes, nicht aber an jene des 
Miniſteriums, beziehungsweiſe an die a. h. Sanction gebunden ſind. (88 120, 121). 

Die Angelegenheiten der griechiſch⸗orientaliſchen Kirche und der 
jüdiſchen Religionsgenoſſenſchaft haben eine zuſammenfaſſende Regelung durch 
die Geſetzgebung der in Rede ſtehenden Epoche bekanntlich nicht erfahren. 

21) Das Reichsgeſetzblatt erſcheint ſeit 1870 thatſächlich in deutſcher, 
böhmiſcher, italieniſcher, illyriſch⸗eroatiſcher, polniſcher, ruthe⸗ 
niſcher, ſloveniſcher und rumäniſcher Sprache. 
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ticität mehrerer Sprachtexte wurde nicht mehr anerkannt. Die deutſche 
Ausgabe des Reichsgeſetzblattes ſtellt nicht nur den authentiſchen Text dar, 
während die übrigen Ausgaben lediglich als officielle Ueberſetzungen 
desſelben gelten (S 2, al. 2 u. 3), ſondern es iſt in dem Geſetze 
noch ausdrücklich die (zwar ſelbſtverſtändliche) Conſequenz gezogen, daß 
die verbindende Kraft der Kundmachungen in dem Reichsgeſetzblatte nach dem 
Tage der Ausgabe des deutſchen Textes berechnet werde. (§ 6.) 

Was die „Landesgeſetz- und Verordnungsblätter“ anbelangt, io 
war für die Vielſprachigkeit derſelben ſchon durch die für die Vorläufer 
derſelben (Landesgeſetz⸗ und Regierungsblätter, Landesregierungsblätter 
u. ſ. w.) erlaſſenen Normen Vorſorge getroffen. Nach dem Patente 
vom 4. März 1849 ſollte in jedem Kronlande ein Landesgeſetz⸗ und 
Regierungsblatt in den Landesſprachen mit Beifügung einer deutſchen 
Ueberſetzung herausgegeben werden. Dieſer Polyglottismus hat ſich bei 
den provinziellen Kundmachungsmedien trotz der wiederholten Wandlungen 
derſelben bis zur Stunde erhalten, ſo daß von allen 14 Landesgeſetz⸗ 
blättern (auch von jenen Galiziens und Dalmatiens) eine deutſche und 
von 11 derſelben je eine oder zwei Ausgaben in den anderen Landes⸗ 
ſprachen vorhanden ſind (Galizien polniſch und rutheniſch, Bukowina 
rutheniſch und rumäniſch u. ſ. w.). Gleichmäßig feſtgeſtellt iſt aber der 
Modus der Veröffentlichung und das Authenticitätsverhältniß der Texte 
keineswegs. 

Obwohl in dem Momente, als eine ſelbſtändige Landesgeſetz⸗ 
gebungsgewalt wieder in's Leben gerufen worden war, die Frage der 
Kundmachung der Landesgeſetze ſich von ſelbſſ aufdrängte und obwohl 
die kaiſ. Verordnung vom 17. Februar 1863, R. G. Bl. Nr. 19, dieſe 
Frage ausdrücklich nur proviſoriſch, mit Vorbehalt einer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regelung ordnete, ſo iſt ein geſetzlicher Abſchluß derſelben nur in 
einigen Ländern erfolgt, nämlich in Galizien, Böhmen und Krain, 
und zwar durch die Geſetze vom 10. Juni 1866 für Galizien 22), vom 
15. Februar 1867 für Böhmen 2), vom 20. September 1869 für 
Krain 2%), 

Wie das Datum lehrt, kann von vorneherein nur für das letztere 
eine Rückſicht auf das Staatsgrundgeſetz angenommen werden, wir müſſen 
aber auch die beiden erſten in Unterſuchung ziehen, zum Nachweis, ob 
der durch dieſelben geſchaffene, gegenwärtig noch fortbeſtehende Zuſtand 
dem ſtaatsgrundgeſetzlichen Imperativ entſpricht. 

Nach dem galiziſchen Geſetz (Art. I) find die Landesgeſetze, die 
allgemein verbindlichen Landtagsbeſchlüſſe und die Verordnungen des 
Landesausſchuſſes im Landesgeſetzblatte „in polniſcher Sprache, als der 
authentiſchen, dann in rutheniſcher Sprache, wie nicht minder nach 
Bedarf in deutſcher Ueberſetzung kundzumachen.“ Ob die hervorragendſte 
Beſtimmung dieſer Norm, die Erhebung des polniſchen Textes zum 
authentiſchen, zweckmäßig war, da für die überwiegende Mehrzahl der 
Galizien berührenden Geſetze, nämlich die Reichsgeſetze, der deutſche 
Text der authentiſche bleibt, wollen wir hier dahingeſtellt ſein laſſen; 
eine Verletzung nationaler Gleichberechtigung kann darin nicht erkannt 
werden, wenn man gleich uns die Richtigkeit des Standpunktes aner⸗ 
kennt, nur einen Geſetzestext als authentiſch gelten zu laſſen. Daß aber 
in der principiellen Zurückſetzung der deutſchen Sprache gegen die ruthe⸗ 
niſche ein Widerſpruch gegen die ſtaatsgrundgeſetzliche Vorſchrift liegt, 
das brauchen wir wohl nicht beſonders nachzuweiſen; es iſt dieſelbe 
Ignorirung der Thatſachen und der einfachſten Rechtsanſprüche der 
Deutſchen, welche wir in der galiziſchen Geſetzgebung ſchon ander⸗ 
wärts kennen gelernt haben 25). 

Auf einem weſentlich verſchiedenen Standpunkte ſteht das böh— 
miſche Geſetz. Die Dynamik der Kräfte in dem böhmiſchen Landtage 
machte das Vorwiegen einer Sprache wie in Galizien von vorneherein 
unmöglich, hier kam es im Gegentheile zu einer ängſtlichen Wahrung 
der nationalen Gleichberechtigung, welche kein Bedenken trägt, um dieſen 
Preis eventuell ſelbſt den Zweck der Geſetzpublication in Frage zu ſtellen. 

Das „Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen“ hat in einer 
einzigen Ausgabe, welche den Text in beiden Landesſprachen neben ein⸗ 
ander enthält, zu erſcheinen, das beſtimmt der § 1. Hiedurch iſt die 
Möglichkeit, einen Text ſpäter als den anderen auszugeben, wie es beim 
Reichsgeſetzblatte geſchieht, von vorneherein ausgeſchloſſen, und hiegegen 


2) L. G. Bl. Nr. 13. 


2) Thatfächlich lauſt, wie ſchon erwähnt, die deutſche Ausgabe des Landes⸗ 
geſetzblattes fort. 


die Möglichkeit zu der Fiction des § 2 geſchaffen, daß jeder Text 
Originaltext, keiner Ueberſetzung ſei. „Jeder dieſer beiden Texte iſt 
gleich authentiſch. In zweifelhaften Fällen hat die Auslegung der 
Landesgeſetze und der Verordnungen der Landesbehörden unter Ver⸗ 
gleichung beider Texte nach ihrem Wortlaute und Sinne ſtattzufinden.“ 
($ 2.) Es iſt alſo der unglückliche Standpunkt des Reichsgeſetzblottes 
nach ſeiner erſten Einrichtung, zu dem man in Böhmen zurückgekehrt 
iſt, um nur der nationalen Gleichberechtigung Rechnung zu tragen, 
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und man hat das gethan, obwohl bei der Berathung des Geſetzes 
die Unmöglichkeit der Authenticität zweier Texte von berufenſter Seite 
hervorgehoben wurde. 

Dem böhmiſchen Geſetze iſt jenes für Krain wörtlich nachgebildet, 
wir haben daher hier nichts Beſonderes zu fagen. 

Sehr ſchwierig geſtaltet ſich aber die Frage bei den acht übrigen 
polyglotten Geſetzblättern, für welche es eine verfaſſungsmäßige Grund⸗ 
lage noch immer nicht gibt. 

Als im Jahre 1861 das Bedürfniß nach einem Kundmachungs⸗ 
organ für die neue Landesgeſetzgebung ſich geltend gemacht hatte, wurde 
durch die oberwähnte kaiſ. Verordnung vom 17. Februar 1863 26) verfügt, 
daß einſtweilen für die Kundmachung der Landesgeſetze die Beſtimmun⸗ 
gen in Betreff der Verordnungen der Landesbehörden zur Anwendung 
kommen werden. Allein weder das Patent vom 1. Jänner 1860 29, 
noch jenes vom 27. December 1852 2°) enthält eine Beſtimmung über 
den Authenticitätscharakter der verſchiedenen Texte der damals geſchaffe⸗ 
nen Verordnungs⸗, beziehungsweiſe Regierungsblätter; in dem Patente 
von 1860 heißt es nur, daß die Verordnungen der Landesbehörden 
„in den Landesſprachen“ in Druck zu legen ſeien, und in jenem von 
1852, daß der zweite Theil des Landesregierungsblattes (der erſte ent⸗ 
hielt Abdrücke aus dem Reichsgeſetzblatte) „in allen in den betreffenden 
Staatsgebieten landesüblichen Sprachen“ redigirt werden müſſe. 

Will man nicht an die Authenticität aller Sprachtexte glauben, 
ſo bleibt nichts übrig, als wenigſtens für die Regierungsverordnungen 
auf die Authenticität jenes Textes zu ſchließen, welcher der Amtsſprache 
der Behörden entſpricht. Es iſt dies, wie wir geſehen haben, von den 
in Rede ſtehenden Ländern für Mähren, Schleſien, Bukowina, Tirol, 
Kärnten, Steiermark, Küſtenland die deutſche, für Dalmatien die ita⸗ 
lieniſche Sprache. Und da nach der kaiſ. Verordnung von 1863 die 
Normen über die Kundmachung der Regierungserläſſe auch für die Lan⸗ 
desgeſetze gelten, ſo kommt man auf dieſem Umwege dazu, auch für die 
Landesgeſetze die Authenticität des deutſchen Textes (für Dalmatien jene 
des italieniſchen) zu poſtuliren. . 

Mit dieſer Interpretation ſtimmt auch die Praxis überein, für die 
Bukowina und Görz wenigſtens iſt es in den Miniſterialerläſſen vom 17. 
und 18. September 1869, Z. 3762 und 3775 M. J., und 20. Octo⸗ 
ber 1869, 3. 4336 M. J., ausgeſprochen, daß die kaiſ. Sanction den 
Geſetzentwürfen ſtets nach dem deutſchen Texte ertheilt werde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bedeutung des mit Urtheil ausgeſprochenen Rechtsvorbehaltes im 
Sinne des § 326 w. g. G. O. Ein Uebereinkommen, wonach 
durch beiderſeitige Leiſtungen gemeinſchaftlich ein vorgeſetzter 
Zweck erreicht werden ſoll, iſt als Geſellſchaftsvertrag zu behandeln. 
($ 1175 a. b. G. B.) 

In dem von der „Allgem. öſterr. Gerichts-Zeitung“, Jahrg. 1877, 
Nr. 12, mitgetheilten Rechtsfalle wurde die Stadtgemeinde K. mit ihrem 
Anſpruche gegen die Pfarrkirche auf das ausſchließliche Eigenthum des 
Leichenhauſes abgewieſen, ihr jedoch das Recht vorbehalten, ihre allfälli⸗ 
gen diesbezüglichen Anſprüche anderweitig geltend zu machen. Auf Grund 
dieſes Urtheilsvorbehaltes überreichte die Stadtgemeinde X. gegen die 
Pfarrkirche eine neue Klage, worin ſie ausführte, die höheren Gerichts⸗ 
höfe hätten in den Urtheilsgründen die Anſicht begründet, daß das Ueber⸗ 
einkommen vom 2. October 1862 zwar nicht die Einräumung eines 
Eigenthumtitels, wohl aber eine Vereinigung zu einer Geſellſchaft ent⸗ 
halte, um den fraglichen Bau und die ſonſtigen Adaptirungen vorzuneh⸗ 
men. Auf Grund dieſes Geſellſchaftsvertrages ſeien das neue Leichenhaus 


26) R. G. Bl. Nr. 19. 
) R. G. Bl. Nr. 3. 
26) R. G. Bl. Nr. 260. 


nebſt Sectionslocale, der Grund, auf dem es erbaut wurde, und der 
Zugangsweg ein gemeinſchaftliches Vermögen der Stadtgemeinde und 
Pfarrkirche geworden, worauf die Stadtgemeinde als Theilgenoſſin das 
Miteigenthum zur Hälfte in Anſpruch nehme, und in dieſem Sinne hat 
ſie auch das Schlußbegehren formulirt. Die Geklagte wendete ein, der 
Urtheilsvorbehalt berechtige die Klägerin nach der beſtimmten Vorſchrift 
des § 326 w. g. G. O. nur dazu, ein anderes Recht, als worauf das 
Begehren der erſten Klage geſtellt war, mittelſt einer neuen Klage aus⸗ 
zuführen, aber nicht das nämliche Recht, welches im erſten Proceſſe 
Gegenſtand des Begehrens war, aus einem anderen Rechtsgrunde an⸗ 
zuſprechen. Die Stadtgemeinde habe in der erſten Klage das Eigenthum 
des ganzen Leichenhauſes angeſprochen, in der zweiten Klage aber ſpreche 
ſie das Eigenthum eines Theiles des Leichenhauſes, nämlich der ideellen 
Hälfte desſelben an. Der Gegenſtand der zweiten Klage ſei alſo mit je⸗ 
nem der erſten Klage offenbar identiſch, nämlich das Eigenthumsnecht 
des Leichenhauſes; denn die Identität des Gegenſtandes iſt nicht blos dann 
vorhanden, wenn z. B. das nämliche Landgut, das nämliche Haus noch— 
mals gefordert wird, ſondern auch dann, wenn in der erſten Klage ein 
Ganzes gefordert wurde und in der zweiten ein Theil dieſes Ganzen ge⸗ 
fordert wird, weil der Theil im Ganzen enthalten iſt, folglich mit dem 
ganzen Leichenhauſe auch jeder Theil desſelben bereits im erſten Proceſſe 
gefordert und rechtskräftig aberkannt worden war. Der Urtheilsvorbehalt 
des § 326 w. g. G. O. verliert daher jede Wirkſamkeit, weil es ſich 
hier nicht um ein „anderes“, ſondern um das nämliche Recht handelt. 
Vielmehr ſtehe der zweiten Klage bei erwieſener Identität des Gegen⸗ 
ſtandes und der Perſonen offenbar die exceptio rei judicatae ent⸗ 
gegen und wird derſelben ausdrücklich entgegengeſetzt. In meritoriſcher 
Hinſicht wies die Geklagte vor Allem auf den Inhalt des Uebereinkom⸗ 
mens vom 2. October 1862 hin, das ſo lautet: „J. Es ſoll eine neue 
Leichenkapelle mit einem Sectionslocale am linken öſtlichen Ende des 
alten Gottesackers von der Gemeinde hergeſtellt werden. II. Die Pfarr⸗ 
kirche verpflichtet ſich, hiezu ein⸗ für allemal die Summe von 4000 fl. 
ö. W. beizutragen unter der Bedingung, daß ihr die Behebung der 
Leichenausſetzungstaxe, deren Höhe und Abſtufung die Stadtgemeinde 
beſtimmt, überlaſſen werde und daß ihr die Stadtgemeinde den Betrag 
einer jährlichen Rente von 300 fl. ö. W. verbürge. III. Die Pfarr⸗ 
kirche ſchafft den Grund zur Leichenkapelle, zum Sectionslocale und zum 
diesfälligen Zugangswege unentgeltlich bei. IV. Die gegenwärtige Leichen⸗ 
kapelle iſt abzubrechen.“ Aus dieſem Wortlaute gehe klar hervor, daß 
das Uebereinkommen ſich nicht als ein Geſellſchaftsvertrag darſtelle, daß 
demſelben die Hauptkriterien eines Geſellſchaftsvertrages, nämlich die 
Gemeinſchaftlichkeit des Zweckes und die Vertheilung des Geſchäfts— 
gewinnes nach Capitalsantheilen gänzlich fehlen, daß endlich eine Stipu- 
lation, wodurch die Stadtgemeinde nicht nur den ganzen Geſchäftsgewinn 
der Pfarrkirche allein überläßt, ſondern derſelben noch einen Minimal- 
betrag dieſes Geſchäftsgewinnes pr. 300 fl. garantirt, ſchon begrifflich 
kein Geſellſchaftsvertrag ſei kann (88 1193, 1196 a. b. G. B.). Das 
Uebereinkommen ſei folglich nicht als ein Geſellſchaftsvertrag, ſondern 
als ein Innominatact im Sinne des §S 921 a. b. G. B. anzuſehen, 
zufolge deſſen der Stadtgemeinde unter den vereinbarten Bedingungen 
das Recht eingeräumt wurde, die auf dem pfarrkirchlichen Grunde zu er- 
bauende Leichenkapelle nebſt Sectionslocale, ſolange die Stadtgemeinde 
beſteht, zur Ausſtellung und Secirung der Leichen zu gebrauchen und 
zu benützen (88 478, 504, 529 a. b. G. B.). 

Hierüber erkannte das k. k. Kreisgericht Bozen zu Recht: Die 
neue Leichenkapelle in X. nebſt Sectionslocale, ſowie der Grund, worauf 
dieſes Gebäude ſteht, und der Zugangsweg zu derſelben bilden ein zwiſchen 
der Stadtgemeinde und der Pfarrkirche in R. gemeinſchaftliches Vermögen; 
der Stadtgemeinde ſtehe daran das Recht auf das Miteigenthum zur 
Hälfte zu; die Pfarrkirche ſei ſchuldig, dieſes Recht anzuerkennen und 
der Stadtgemeinde behufs Erwerbung des dinglichen Miteigenthums⸗ 
rechtes die Verfachung des Uebereinkommens vom 2. October 1862, 
dann der Genehmigung desſelben durch das fürſtbiſchöfliche Ordinariat, 
die k. k. Statthalterei und den Gemeindeausſchuß zu geſtatten, ſowie die 
Gerichtskoſten pr. 52 fl. 88 kr. ö. W. zu erſetzen. Gründe: Im erſten 
Proceſſe begehrte die Stadt die Anerkennung des ungetheilten Eigenthums⸗ 
rechtes der Leichenkapelle aus dem Titel des Zuwachſes, im heutigen 
Proceſſe aber geht das Begehren auf Anerkennung des Miteigenthumes 
zur Hälfte aus dem Titel des Geſellſchaftsvertrages. Im früheren Pro⸗ 
ceſſe wurde nur darüber entſchieden, ob die Stadt aus dem Titel des 
Zuwachſes Eigenthümerin der Leichenkapelle wurde, aber nicht darüber, 


ob ihr auf Grund des vorliegenden Uebereinkommens mit der Pfarrkirche 
als eines Geſellſchaftsvertrages das Miteigenthum zuſtehe. Die auf letz⸗ 
teren Titel geſtützte zweite Klage iſt alſo nicht im Sinne des 8 35 
w. g. G O bereits entſchieden, der Urtheilsvorbehalt des Oberlandes⸗ 
gerichtes läßt vielmehr erkennen, daß nach Anſicht desſelben die Rechte 
der Stadt aus dem obigen Uebereinkommen „andere Rechte“ im Sinne 
des §S 326 w. g. G. O. find, deren Geltendmachung die exe. rei judicatae 
nicht entgegenſteht. In meritoriſcher Hinſicht wird bemerkt, daß laut er⸗ 
wähnten Uebereinkommens vom Gemeindeausſchuſſe einverſtändlich mit 
der Kirchenvorſtehung beſchloſſen wurde, die alte Leichenkapelle abzubrechen 
und eine neue zu erbauen, die Ausführung des Baues übernehme die 
Stadtgemeinde, die Pfarrkirche aber ſchaffe den Grund unentgeltlich 
bei und habe noch 4000 fl. beizutragen. Aus dieſen Vereinbarungen 
in ihrem Zuſammenhange und in Verbindung mit dem, was den Ver- 
tragsbeſtimmungen vorausgeſchickt wurde, ſowie im Hinblicke darauf, daß 
die Worte „beitragen“, „beiſchaffen“ vorzugsweiſe auf Widmung einer 
Sache zu einem gemeinſchaſtlichen Zwecke deuten, ergebe ſich, daß die 
Stadt mit der Pfarrkirche ſich zu einer Geſellſchaft vereinigte, denn der 
Zweck des Uebereinkommens der Vergeſellſchaftung war in der That ein 
gemeinſchaftlicher, nämlich die Erbauung einer neuen Leichenkapelle. Der 
Geſellſchaftsvertrag bildet für die Stadtgemeinde einen Titel zur Er- 
werbung des Miteigenthumes am Grunde ſammt dem darauf errichteten 
Gebäude ($ 1181 a. b. G. B.). Deshalb mußte nach dem Klags⸗ 
begehren erkannt werden. 

Auf Appellation der Pfarrkirche &. wurde vorſtehendes Urtheil 
vom k. k. Oberlandesgerichte in Innsbruck vollen Inhaltes beſtätigt. 
Die Motive ſprechen ſich im Weſentlichen dahin aus, die Einwendung 
der entſchiedenen Rechtsſache ſei nicht begründet, denn in der früheren 
Klage habe die Klägerin aus dem Titel des Zuwachſes das ausſchließliche 
Eigenthum der neuen Leichenkapelle angeſprochen, während ſie jetzt aus 
dem Titel des Uebereinkommens vom 2. October 1862 das Miteigen⸗ 
thum zur Hälfte in Anſpruch nimmt. Nur mit dem Begehren auf An⸗ 
erkennung des ausſchließlichen Eigenthums iſt die Klägerin im erſten 
Proceſſe abgewieſen worden. Es iſt alſo nicht richtig, daß der gegen— 
wärtigen Klägerin ein in der gleichen Rechtsſache ergangener Spruch 
entgegenftehe. In merito erſcheine die Appellationsbeſchwerde ebenfalls 
nicht begründet. Es wurde bereits in den oberlandesgerichtlichen und 
oberſtgerichtlichen Motiven zu den im früheren Proceſſe ergangenen 
Entſcheidungen zweiter und dritter Inſtanz dargethan, daß es ſich hier 
um die gegenſeitige Widmung einer Sache, beziehungsweiſe Leiſtung zu 
einem gemeinſchaftlichen Zwecke handle und daß demnach zwiſchen der 
Stadtgemeinde und der Pfarrkirche eine Gemeinſchaft zum Zwecke der 
Erbauung der neuen Leichenkapelle mit Sectionslocale nach dem Willen 
der Contrahenten ſich gebildet hat. Von dieſer Anſchauung kann auch 
nunmehr und nach Kenntnißnahme der darüber gewechſelten Proceßaus⸗ 
führungen der Parteien nicht abgegangen werden. Da aber dadurch 
rückſichtlich des von der Pfarrkirche unentgeltlich überlaſſenen Grundes 
und der darauf erbauten Leichenkapelle eine Gemeinſchaft des Eigenthums 
vertragsmäßig entſtanden iſt, ſo erſcheint das Begehren der Klägerin 
vollkommen gerechtfertigt. Es wird noch bemerkt, daß dem pecuniären 
Vortheile der Pfarrkirche der von der Stadtgemeinde erzielte, höchſt 
werthvolle ſanitäre Vortheil entgegenſteht und daß es jedem Theile 
immerhin unbenommen bleibt, ſein Miteigenthumsrecht aufzulaſſen. Der 
Anſicht der Pfarrkirche, daß im erwähnten Uebereinkommen der Stadt 
Bozen nur die perſönliche Servitut des Gebrauches der Leichenkapelle 
eingeräumt wurde, kann nicht beigepflichtet werden, weil in demſelben 
auch nicht eine Stelle vorkommt, welche auf eine derartige Dienſtbarkeit 
ſchließen läßt. — Dagegen ergriff die Pfarrkirche das Rechtsmittel der 
außerordentlichen Reviſion wegen offenbarer Ungerechtigkeit der zwei 
gleichförmigen Erkenntniſſe, indem der Richter dadurch, daß er das 
Uebereinkommen vom 2. October 1862 vermittelſt einer unrichtigen 
Geſetzesaus legung deu Vorſchriften über den Geſellſchaftsvertrag unterzog, 
welche darauf abſolut keine Anwendung finden, offenbar das Geſetz 
verletzt habe. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 13. Juni 
1879, 3. 5085, dieſer außerordentlichen Reviſion keine Folge zu geben 
befunden, und zwar aus nachſtehenden Gründen: In der meritoriſchen 
gleichlautenden Entſcheidung der unteren Inſtauzen kann eine die 
Anwendung des Hofdecretes vom 15. Februar 1833 rechtſertigende 
offenbare Ungerechtigkeit im Hinblicke auf die von denſelben ange⸗ 
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führten Gründe nicht erkannt werden, zumal es ſich mehr um eine 


theoretiſche Rechtsfrage, als um praktiſche Rechtsfolgen handelt. Durch 
dieſe Entſcheidung der unteren Juſtanzen wird nämlich an den gegen⸗ 
ſeitig anerkannten Vortheilen und Laſten nichts geändert und könnte 
nach der Natur und Beſtimmung des fraglichen Objectes von einem 
Begehren auf Theilung oder von Veräußerung des Miteigenthumes, 
ungeachtet der Zuerkennung desſelben, von Seite der Stadtgemeinde 
keine Rede ſein, ſo lange dieſes Object und deſſen Widmung beſteht. 
Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. II. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 23. Ausgeg. am 1. April. 

Aenderungen im Briefpofttarife (Amerika). H.⸗M. Z. 9039. 22. März. 

Aenderungen im Briefpoſttarife (Afien und Auſtralien) und in der 
Weiterfrancotabelle. H.⸗M. Z. 9040. 22. März. 

Nr. 24. Ausgeg. am 3. April. 
Aenderungen im Briefpoſttarife (Amerika). H.⸗M. Z. 8751. 21. März. 
Nr. 25. Ausgeg. am 7. April. 

Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 26. März 1879, in 
Betreff des Beſchluſſes des Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung vom 
30. Auguſt 1878, wodurch mit Beziehung auf den 8 14 des Grundgeſetzes 
über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 (R. G. Bl. Nr. 141) die 
Gewährung der Portofreiheit für gewiſſe Correfpondenzen geſtattet wird. H.-M. 
3. 8823. 26. März. 

Verbot der Zeitſchrift: „Tydnı delnické listy. Organ sociälni d&l. strany 
v Spoj. Stätech.“ H.⸗M. Z. 10.465. 4. April. 

Correſpondenzen nach und aus Peru. H.-M. Z. 9457. 27. März. 

Richtigſtellung der Weiterfrancotabelle A. H.-M. Z. 9897. 31. März. 

Nr. 26. Ausgeg. am 8. April. 

Ermächtigung der königlich ungarischen Poſtämter in Liptöszentmiklos 
und Turoczszentinärton zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 
200 fl. und von Sendungen mit Nachnahme bis 500 fl. H.-M. Z. 9745. 
31. März. 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, nicht an ihre 
Beſtimmung gelangte Correſpondenzen nach und aus Egypten und den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika. H.⸗M. Z. 9679. 31. März. 

Theilweiſe Abänderung der Beſtimmungen über die Verwendung von 
Normaluhren. H.⸗M. Z. 7721. 31. März. 

Nr. 27. Ausgeg. am 12. April. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H.⸗M. 8828. 1. April. 
Nr. 28. Ausgeg. am 17. April. 

Verbot der Zeitſchrift „Curierul“. H.⸗M. Z. 11.564. 13. April. 

Poſtdampfſchiff⸗LVerbindungen mit Norwegen. H.-M. Z. 10.992. 9. April. 
Nr. 29. Ausgeg. am 24. April. 

Behandlung der Expreßanweiſungen im Verkehre mit Belgien. H.-M. 
3. 10.793. 12. April. 5 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, nicht 
Beſtimmung gelangte Correſpondenzen nach und aus Griechenland. 
3. 11.720. 17. April. 

Nr. 30. Ausgeg. am 29. April. 

Einführung des Briefpoſtdienſtes bei der Lloydagentie in Leros. H.⸗M. 
3. 3793, 6. April. 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen von England 
Bermudas⸗Inſeln. H.⸗M. Z. 11.914. 18. April. 

Topographiſches Poſtlexikon von Mähren und Schleſien. H.⸗M. 3. 12.601. 
21. April. 


an ihre 
HM. 


nach Canada und den 


Nr. 31. Ausgeg. am 30. April. 
Neuer Fahrpoſttarif „Niederlande“. H.⸗M. Z. 11.286. 30. April. 
Nr. 32. Ausgeg. am 5. Mai. 
Aenderungen im Briefpoſttarife (Amerika). H.⸗M. Z. 10.782. 21. April 
Fahrpoſtſendungen nach Sicilien. H.⸗M. Z. 12.336. 28. April. 
Ermächtigung des königlich ungariſchen Poſtamtes in Neutra (Nyitra) 
zur Vermittlung von größeren Poſtanweiſungen und Poſtnachnahmen. H.⸗M. 
3. 13.209. 29. April. 


Nr. 33. Ausgeg. am 9. Mai. 

Zuläſſigkeit eigener Retourrecepiſſe zu den Dienſtſchreiben der Finanz⸗ 
behörden und Aemter. H.⸗M. Z. 2106. 30. April. 

Ermächtigung des königlich ungariſchen Poſtamtes in Satoraljaujhely 
zur Vermittlung von größeren Poſtanweiſungen und Poſtnachnahmen. H.⸗M. 
3. 13.408. 1. Mai. 

Auflaffung der Poſtſtation Cerhovie in Böhmen. H.⸗M. Z. 12.608. 
27. April. 

Nr. 34. Ausgeg. am 13. Mai. 

Welt⸗Poſtverein geſchloſſen zwiſchen Oeſterreich-Ungarn, Deutſchland, der 
Argentiniſchen Republik, Belgien, Braſilien, Dänemark und den Däniſchen 
Colonien, Egypten, Spanien und Spaniſchen Colonien, den Vereinigten 
Staaten von Nord⸗Amerika, Frankreich und den Franzöſiſchen Colonien, Groß⸗ 
britannien und verſchiedenen Colonien, Britiſch⸗Indien, Canada, Griechenland, 
Italien, Japan, Luxemburg, Mexiko, Montenegro, Norwegen, den Niederlanden 
und den Niederländiſchen Colonien, Peru, Perſien, Portugal und den Portugieft- 
ſchen Colonien, Rumänien, Rußland, Serbien, Sch weden, Salvador, Schweiz und 
der Türkei. (Adgeſchloſſen zu Paris am 1. Juni 1878, von Seiner k. und k. 
Apoſtoliſchen Majeſtät ratificirt zu Wien am 8. April 1879, die Ratificationen 
ausgewechſelt zu Paris am 26. April 1879.) 

Nr. 35. Ausgeg. am 19. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Großbritannien und Irland“. H.M. 
8. 13.908. 3. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H.⸗M. Z. 13.778. 8. Mai. 

Annahme gewöhnlicher Briefpoſtſendungen ſeitens der Poſtconducteure 
bei Bahnzügen ohne Poſtambulance. H.⸗M. Z. 13.401. 3. Mai. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Gießhübel⸗Puchſtein. H.⸗M. Z. 13.169. 
4. Mai. | 
Nr. 36. Ausgeg. am 21. Mai. 


Bezeichnung der zur Annahme von Werthbriefen ermächtigten egyptiſchen 
Poſtämter und Feſtſetzung des für Werthbriefe nach den portugieſiſchen Colonien 
zuläſſigen Maximalbetrages. H.⸗M. Z. 13.769. 6. Mai. 

Behandlung der ungenügend frankirten und der unfrankirten Briefpoſt⸗ 
ſendungen im internen Verkehre. H.⸗M. Z. 8948. 10. Mai. 

Nr. 37. Ausgeg. am 24 Mai. 

Taxirung der Fahrpoſtſendungen im Wechſelverkehre mit Deutſchland. 
H.⸗M. Z. 2660. 16. Mai. 

Verlegung des Poſtamtes Weichſtetten nach St. Marien bei Neuhofen. 
H.⸗M. Z. 12.811. 7. Mai. 

Nr. 38. Ausgeg. am 28. Mai. 

Verbot der Zeitſchrift „La Lombardia “. H.⸗M. Z. 16.742. 26. Mai 

Aenderung im Briefpoſttariſe (Amerika). H.⸗M. Z. 14.301. 17. Mai. 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, nicht an ihre Beſtim⸗ 
mung gelangte Correſpondenzen nach und aus den niederländiſchen Colonien in 
Oſtindien. H.⸗M. Z. 15.445. 20. Mai. 

Nr. 39. Ausgeg. am 7. Juni. 

Hinausgabe eines neuen Fahrpoſttarifes „Schweden“. H.⸗M. Z. 12.614. 
22. Mai. 

Größe der Muſterſendungen im Wechſelverkehre zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn 
und Deutſchland. H.⸗M. Z. 13.775. 24. Mai. 

Fahrpoſttarif „Italien“. H.⸗M. Z. 16.818. 28. Mai. 

Nr. 40. Ausgeg. am 9. Juni. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Rußland“. H.⸗M. 8. 17.399. 31. Mai. 

Dampfſchiffverbindungen von Antwerpen nach Nord: und Südamerika. 
H.⸗M. Z. 14.158. 19. Mai. 

Portofreiheit der Correfpondenzen und Sendungen der Landes⸗Ackerbau⸗ 
ſchule zu Dublany in Galizien. H.⸗M. Z 10.619. 28. Mai. 8 

Verbot der Zeitſchrift „Rivista illustrata settimanale“. H.⸗M. Z. 10.681. 
3. Juni. 

Nr. 41. Ausgeg. am 14. Juni. 

Aenderung im Fahrpoſttarife „Belgien“. H.⸗M. Z. 16.747. 30 Mai. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro III. Quartal 1879. H.⸗M. 3. 16.803. 30. Mai. 

Einſchärfung der Beſtimmungen über die Verwendung der Poſtanweiſungs⸗ 
Blanquette mit eingeprägter 25⸗Kreuzermarke und die Vormerkung der entſallenden 
Gebühren im Verkehre mit Frankreich. H.⸗M. Z. 16.110. 27. Mai. 

Verfahren mit Poſtſendungen an handelsgerichtlich gelöſchte Firmen. H.⸗M. 
8. 23.464 ex 1878. 28. Mai. 

Auflaſſung des Poſtamtes Bieberwier. H.⸗M. Z. 3785. 28. Mai. 
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Auflaſſung des Poſtamtes Langen. H.⸗M. 3. 16.851. 29. Mai. 


Nr. 42. Ausgeg. am 16. Juni. 

Verbot der Zeitſchrift „II Popolo“. H.⸗M. 3. 18.210. 9. Juni. 

Aenderungen in den Fahrpoſttarifen „Belgien, Dänemark, Luxemburg, 
Norwegen und Italien“. H.⸗M. Z. 18.307. 6. Juni. 

Ergänzung des im Artikel IV des Reglements zur Ausführung des Pariſer 
Welt⸗Poſtvertrages enthaltenen Taxverzeichniſſes. H.⸗M. Z. 17.861. 4. Juni. 

Nr. 43. Ausgeg. am 17. Juni. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Rußland“. H.-M. Z. 17.961. 7. Juni. 

Erhöhung des Betrages, bis zu welchem Geldbriefe geſchloſſen aufzugeben 
find, auf 200 fl. H.⸗M. 8. 17.723. 7. Juni. 

Erfolgung von Beſtätigungen über die Aufgabe von Staats⸗Telegrammen. 
H.⸗M. Z. 18.914. 11. Juni. 

Nr. 44. Ausgeg. am 24. Juni. 

Erweiterung des Verkehres bei den k. k. Feldpoſtanſtalten in Bosnien 
und der Herzegowina. H.⸗M. Z. 19.588. 20. Juni. 

Einſchärfung der Beſtimmungen, betreffend die Erhöhung des Maximal⸗ 
betrages der Poſtanweiſungen im internen und internationalen Verkehre auf 
200 Gulden öſterr. Währ., beziehungsweiſe 500 Francs. H.⸗M. Z. 17.658. 
19. Juni. 

Ermächtigung des in Leitmeritz errichteten Aerarial-Poſtamtes zur Ver⸗ 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Sendungen mit 
Nachnahme bis 500 fl. H.⸗M. Z. 12.810. 15. Juni. 

Dampfſchiffverbindungen von Southampton nach Braſilien und den La 
Plata⸗Staaten. H.⸗M. Z. 19.320. 19. Juni. 

Nr. 45. Ausgeg. am 25. Juni. 

Poſtvertrag zwiſchen Defterreich-Ungarn und Griechenland vom 4./16. De⸗ 
cember 1878. 

Nr. 46. Ausgeg. am 27. Juni. 

Beitritt von Peru zum Welt⸗Poſtvereine. H.⸗M. Z. 19.193. 19. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes auf dem Feſtplatze des diesjährigen eidgenöſſi⸗ 
ſchen Schützenfeſtes in Baſel. H.⸗M. Z. 19.000. 19. Juni. 

Nr. 47. Ausgeg. am 28. Juni. 

Einführung von Briefen mit Werthangabe im Verkehre mit Helgoland. 
H.⸗M. Z. 20.416. 25. Juni. 

Behandlung der an die k. k. Punzirungsämter geleiteten ausländiſchen 
Sendungen mit Gold- und Silberwaaren. H.-M. Z. 16.859. 11. Juni. 

Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungarifchen Poſt⸗ 
gebiete. H.⸗M. Z. 17.192. 8. Juni. 

Nr. 48. Ausgeg. am 29. Juni. 

Behandlung der Correſpondenz en nach und aus Helgoland. H.-M. Z. 20.008. 
24. Juni. 

Einſchärfung der Beſtimmungen rückſichtlich der Vermittlung von Poſt⸗ 
anweiſungen aus Oeſterreich⸗Ungarn nach Belgien und den Niederlanden. H.-M. 
3. 19.090. 24. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Unter⸗Aujezd. H.⸗M. Z. 17.192. 8. Juni. 

Nr. 49. Ausgeg. am 30. Juni. 

Aufhebung der k. k. Poſtexpeditionen zu Küſtenſche. Sulina, Tultſcha und 
Czernawoda in der Dobrudſcha. H.⸗M. Z. 19.092. 29. Juni. 

Beitritt mehrerer britiſcher Beſitzungen in Weſtindien zum Welt⸗Poſtvereine. 
H.⸗M. Z. 20.639. 26. Juni. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 


reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 36. Ausgeg. am 1. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die unterſtehenden Privat⸗Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen, wegen Bekanntgabe des Beſtandes an Bahnhof-Baffagter- 
zimmern und ſonſtigen Einrichtungen für die Unterkunft von Reiſenden in den 
Stationen. 3. 9057. 21. März. 

Friſterſtreckung zu den Vorarbeiten für eine normalſpurige, zum öffent⸗ 
lichen Frachtenverkehre beſtimmte Secundärbahn von der Sulkowzeche zum 


Anſchluſſe an die k. k. priv. Kaiſer Franz Joſef⸗Bahn bei Pilſen. Z. 6804. 
18. März. 


Nr. 37. Ausgeg. am 3. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen der Oeſterr. 
Staatsbahn⸗Geſellſchaft, Südbahn⸗Geſellſchaft, Kaſchau⸗Oderberger Bahn, Ungari⸗ 
ſchen Weſtbahn, Erſten ungariſch⸗galiziſchen Eifenbahn und der Donau-Dampf- 
ſchifffahrtsgeſellſchaft, betreffend die Ausweiſe über den Verkehr von Bier, Spiri⸗ 
tuoſen und Zucker zwiſchen Oeſterreich und Ungarn. Z. 381. 23. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die definitive Eiſenbahn⸗Transportbewilligung für die Sprengmittel: 
Weißes Dynamit, Kohlen⸗Dynamit und Rhexit I. Z. 7188. 10. März. 


Nr. 38. Ausgeg. am 5. April. 
Nr. 39. Ausgeg. am 8. April. 


Nr. 40. Ausgeg. am 10. April. 
Abdruck von Nr. 52 R. G. Bl. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Entbehrlichkeit von Urſprungscertificaten für den internen Verkehr 
jener Waaren, deren Ein⸗ und Durchfuhr aus Rußland verboten iſt. Z. 9628. 


30. März. 
Nr. 41. Ausgeg. am 12. April. 


Concefſion zur Anlage von ſieben Flügelbahnen und Ladegeleiſen an der 
Elbogener Localbahn. Böhm. Statth. Z. 7924. (H.⸗M. 8. 6153.) 8. Februar. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eifenbahn von Baja nach 
Thereſiopel. Z. 2317. 14. Februar. 

Nr. 42. Ausgeg. am 17. April. 

Telegramm des k. k. Handelsminiſteriums an die Seebehörde in Trieſt, 
betreffend Erleichterung der anläßlich der Peſtgefahr angeordneten Vorſichts⸗ 
maßregeln. H.⸗M. Z. 518. 10. April. 

Nr. 43. Ausgeg. am 19. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen der a. priv. 
Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn und der k. k. priv. galiziſchen Carl Ludwig⸗Bahn, 
betreffend die Beſchränkung der Ein⸗ und. Durchfuhrverbote aus Rußland. 
8. 11.273. 10. April. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen an 
ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Vorlage von 
Ausweiſen über die Grenzen der Cataftral- und Ortsgemeinden, der Gerichts- 
und politiſchen Bezirke, dann der Kronländer, eventuell fremden Staatsgebiete 
ſämmtlicher Eiſenbahnlinien. Z. 2269-1. 24. März. 

Nr. 44. Ausgeg. am 22. April. 


Nr. 45. Ausgeg. am 24. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Specification von größeren Sendungen bei Anwendung des neuen 
Frachtbriefformulares. 15. April. 

Nr. 46. Ausgeg. am 25. April. 
Nr. 47. Ausgeg. am 29. April. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. April. 

Nr. 48. Ausgeg. am 1. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltuugen, 
betreffend Vereinbarung eines gemeinſamen Vorganges bei Aviſtrung und Aus⸗ 
zahlung der Partei⸗Uebergebühren. Z. 3842. 11. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters, betreffend die Errichtung von Schulfonds⸗ 
vereinen für Bedienſtete der Bahnanſtalten. Z. 38.178 ex 1878. 12. April. 

Nr. 49. Ausgeg. am 3. Mai. 

Erlaß der k. k. Seebehörde in Trieſt an alle k. k. Hafen- und See⸗Sanitäts⸗ 
ämter und Functionäre, ſowie an die k. und k. öſterr.-ungar. Conſularämter 
in Rußland, betreffend die Auflaſſung des Ein⸗ und Durchfuhrverbotes einiger 
Waarengattungen. Z. 3133. 11. April. 

Nr. 50. Ausgeg. am 6. Mai. 

Abdruck von Nr. 61 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen der öſterrei⸗ 
chiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Aufſtellung von Warnungs tafeln bei geſperrten 
Rampen. Z. 9636. 21. April. 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen an 


ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Vorlage der 
Verzeichniſſe über die vor dem 1. April 1879 gewährten und an dieſem Tage 
noch in Wirkſamkeit geſtandenen Refactien und ſonſtigen Begünſtigungen im Güter⸗ 
verkehre. Z. 4520 III. 21. April. 

Nr. 51. Ausgeg. am 8. Mai. 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eifenbahnen an 


ſämmtliche öſterreichiſche Eifenbahnverwaltungen, betreffend die Empfehlung der 
Schulz von Straznicki'ſchen und Brendl'ſchen Schmiervorrichtung bei Locomotiven. 
8. 3951 II. 2. Mai. 
Nr. 52. Ausgeg. am 10. Mai. 
Landesgeſez vom 13. Februar 1879, betreffend die Concurrenz zur 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Beſtreitung der Auslagen für die Erhaltung der Zufahrtsſtraßen zum Eiſenbahn⸗ 
hofe in Linz, für die Vergangenheit 
Nr. 53. Ausgeg. am 13. Mai. 


Nr. 54. Ausgeg. am 15. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums (für ſämmtliche Eiſen bahnverwaltungen 
gerichtet an die Direction der a. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn), betreffend 
die Bauführungen in der Nähe von Eiſenbahnen. Z. 8617. 2. April. 

Nr. 55. Ausgeg. am 17. Mai. 
Nr. 56. Ausgeg. am 20. Mai. 

Conceſſion zum Baue einer Schleppbahn von Km. 13:8 der Hauptlinie 
der Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn nächſt der Station Tellnitz zur Schachtanlage 
der Bergwerksbeſitzer Rudolf Weber und Conſorten in Arbeſan. Z. 7507. 16. April. 

Nr. 57. Ausgeg. am 22. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an fämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Beförderung von mit anſteckenden Krankheiten behafteten Perſonen. 
8. 34.181 ex 1878. 25. April. 

Abdruck von Nr. 19 R. G. Bl. 

Geſtattung der Einſtellung des Vetriebes auf der Strecke Schaboglück⸗ 
Priefen der Eifenbahnlinie Pilſen⸗Prieſen (Romotan). 

Nr. 58. Ausgeg. am 27. Mai. 

Abdruck von Rr. 64 R. G. Bl. 

Circular der k. k. Seebehörde an ſämmtliche k. k. Hafen⸗ und See⸗Sanitäts⸗ 
ämter und Functionäre, ſowie an alle k. und k. Conſularämter in Rußland, 
betreffend die Aufhebung der Beſchränkungen im Perſonenverkehre aus Rußland 
und Bulgarien. Z. 3760. 4. Mai. 

Bewilligung zur Anlage eines Induſtriegeleiſes vom Linzer „Südbahn⸗ 
hofe“ der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn zum nächſt gelegenen Etabliſſement der Firma 
H. Frank und Söhne. Z. 13.823. 8. Mai. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Referenten der Grund⸗ 
ſteuer⸗Landescommiſſion in Prag Eduard Ritter v. Perger anläßlich deſſen 


Penfionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Miecislaus Ritter v. 
Szezepanski in Tarnow anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Berghauptmanne Lukas Kronig in Klagen⸗ 
furt anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
tayfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Ober⸗Rechnungsrathe des Telegraphen⸗ 
Rechnungsdepartements im Handelsminiſterium Franz Ritter v. Sidorowicz 
die Rechnungs⸗Directorsſtelle, dann dem k. k. Ober⸗Rechnungsrathe des Poſtfach⸗ 
Rechnungs departements Mathias Patek taxfrei den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur der Direction für Staatseifen⸗ 
bahnbauten Moriz Tiſchler das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cuſtos im öſterreichiſchen Muſeum für Kunſt 
und Induſtrie in Wien Adalbert Bruno Bucher taxfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor Leopold Kallina zum Poſt⸗ 
ſeeretär ernannt. 


Erledigungen. 

Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle bei der o. ö. Finanzdirection in der 
neunten und eine Finanzwach⸗Commifſärsſtelle, eventuell zwei Finanzwach⸗ 
Commiſſärsſtellen in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. 
Nr. 252. 

nend spratean tense bei der politiſchen Verwaltung in Krain mit 
500 fl. jährlichem Adjutum, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 252.) 

Verwaltersſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der 
neunten, eventuell eine Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 252.) 

Verwaltersſtelle bei der k. k. Tabakfabrik in Rovigno in der neunten 
Rangsclaſſe mit 100 fl. jährl. Holzgeld und Naturalquartier gegen Caution, bis 
Ende November. (Amtsbl. Nr. 252.) 

Zollamtscaſſiersſtelle in der neunten, eventuell Zollamtsofficials⸗ in der 
zehnten und Zollamtsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe beim Hauptzoll⸗ 
amte in Wien gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 255.) 

Zwei Steuerinſpectorsſtellen bei der o. ö. Finanz⸗Landesdirection in der 
neunten Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 255.) 

Ingenieursſtelle in der neunten, eventuell Bauadjunctenſtelle in der zehnten 
Rangsclaffe, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 255.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


